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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die RichterinRi in der Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf1-

Adr***, über die Beschwerde vom 15.Juli 2015 gegen den Bescheid des Finanzamtes 

Gänserndorf Mistelbach vom 23. Juni 2015 betreffend Einkommensteuer 2013, Steuernummer 

***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:  

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 

Der angefochtene Bescheid bleibt unverändert. 

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

I. Verfahrensgang 

Der Beschwerdeführer (Bf.) erzielte im streitgegenständlichen Zeitraum Einkünfte aus 

nichtselbständiger Arbeit als Richter in der Schweiz. 

Das Finanzamt veranlagte die Einkommensteuer für das Jahr 2013 in Bezug auf die hier 

strittigen Punkte in Anlehnung an die Veranlagung des Vorjahres. 

Gegen den Einkommensteuerbescheid 2013 brachte der Bf. eine Beschwerde mit folgender 

Begründung ein: 

„Vorweg möchten wir darauf hinweisen, dass gegen die Einkommensteuerbescheide 2007 - 

2011 Beschwerden eingebracht wurden und nach Vorliegen der Beschwerdevorentscheidungen 

vom 10.02.2014 am 05.03.2014 der Antrag gestellt wurde, die Beschwerden dem 

Bundesfinanzgericht vorzulegen. Die in den damaligen Beschwerden dargelegten Punkte 

betreffen teilweise auch die in dieser Beschwerde genannten Punkte. Weiters wurde gegen den 
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Einkommensteuerbescheid 2012 vom 01.07.2014 am 28.07.2014 Beschwerde eingelegt. 

Danach wurde ein neuer Einkommensteuerbescheid 2012 am 01.10.2014 als 

Beschwerdevorentscheidung erlassen. Gegen diesen Bescheid wurde am 27.10.2014 ein Antrag 

auf Vorlage gemäß § 264 BAO gestellt. Die in der damaligen Beschwerde dargelegten Punkte 

betreffen teilweise auch die in dieser Beschwerde genannten Punkte. Am 28.10.2014 wurde die 

Einkommensteuererklärung 2013 elektronisch eingebracht. Am 27.04.2015 und am 24.05.2014 

wurde die Einkommensteuererklärung 2013 ergänzt (Spende) bzw. im Bereich der 

Werbungskosten geändert.  

1) Höhe der in Österreich Steuerpflichtigen Bezüge aus nicht selbständiger Arbeit  

Herr Bf. erzielte auch in 2013 Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit als angestellter 

Staatsanwalt aus Dienstverhältnissen zu drei Schweizer Körperschaften (Kantone Zug und 

Nidwalden, Bund). Dabei ergab sich die Besonderheit, dass er einen Großteil seiner Arbeit in 

Österreich verrichtete. Darüber gibt es auch entsprechende Bestätigungen seiner Arbeitgeber. 

In der übersandten Bescheidbegründung vom 03.07.2015 werden auf den Seiten 8 bis 10 die 

Schweizer Einkünfte nach verschiedenen Kategorien zwischen Österreich und der Schweiz 

aufgeteilt. Letztendlich kommt das Finanzamt zum Ergebnis, dass Österreich die gesamten 

Bezüge besteuern darf, unabhängig davon, ob die Arbeit in der Schweiz oder in Österreich 

erbracht wurde (Anrechnungsmethode gemäß Art 23 Abs. 2 DBA Österreich/Schweiz).  

Anders als das Finanzamt stehen wir auf dem Standpunkt, dass die vom Finanzamt für diese 

Einkünfte angewandte Anrechnungsmethode (DBA Österreich/Schweiz: Art 23 Abs. 2) nicht 

richtig ist. Voraussetzung für die Anrechnungsmethode ist, dass die Tätigkeit in der Schweiz 

erbracht wird: darf Österreich..... Einkünfte im Sinne des Art 19, die eine in Österreich ansässige 

Person aus ihrer in der Schweiz ausgeübten Arbeit aus öffentlichen Kassen der Schweiz bezieht, 

besteuern." Dies trifft in unserem Fall jedoch nicht zu: der Großteil der Arbeit wird in Österreich 

erbracht. Wir verweisen weiters auf die in den früheren Beschwerden bereits genannte Literatur 

(zu Botschaftsmitarbeitern, zu Schweizer Verkehrsbüromitarbeitern). Wir betrachten es daher 

als notwendig, dass sämtliche Bezüge (laufende und sonstige Bezüge) entsprechend den von 

den Arbeitgebern bestätigten Zeitaufteilungen zwischen Österreich und der Schweiz aufgeteilt 

werden. Dies erfolgte in der von uns eingereichten Steuererklärung 2013 sowie den elektronisch 

gesandten Lohnzettel.  

Wir kommen daher zum Ergebnis, dass die oben genannten Bezüge, die sich aus der in 

Österreich anfallenden Arbeit ergeben, nicht im Rahmen der Anrechnungsmethode nach Art 23 

Abs. 2 zu besteuern sind, sondern nach der Befreiungsmethode des Art 23 Abs. 1.  

2) Höhe der zu berücksichtigenden Werbungskosten  

Obwohl das Finanzamt davon ausgeht, dass Österreich die gesamten Bezüge besteuern darf, 

berücksichtigt es nur einen Teil der Werbungskosten. In der von uns vorgelegten 
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Einkommensteuererklärung 2013 sowie in den elektronisch gesandten Lohnzettel wurden 

sämtliche Werbungskosten berücksichtigt, wobei auch hier darauf geachtet wurde, ob Sie auf 

Bezugsteile entfallen, die in der Schweiz oder in Österreich erarbeitet wurden.  

Zusammenfassen beantragen wir daher,  

1) die auf die in Österreich ausgeübte Arbeit fallenden Einkünfte in Höhe von EUR 68.872,51 

(Zug/Nidwalden/Bund EUR 1.210,22/EUR 31.630,41/EUR 36.031,88, darin sind 

Sozialversicherungsbeiträge iHv EUR 15.407,78 bzw. übrige Werbungskosten iHv EUR 4.773,24 

berücksichtigt) aus dem Einkommen auszuscheiden und mittels Progressionsvorbehalt zu 

berücksichtigen und das restliche in Österreich Steuerpflichtige Einkommen mit EUR 26.663,58 

(Zug/Nidwalden/Bund EUR 0,00/EUR 8.758,83/EUR 17.904,75, darin sind 

Sozialversicherungsbeiträge iHv EUR 5.581,08 bzw. übrige Werbungskosten iHv EUR 1.828,78 

berücksichtigt) festzusetzen und  

2) die sonstigen Bezüge auf EUR 2.586,29 zu reduzieren und davon unter Ansatz des 

Freibetrages von EUR 620,00 die Steuer zu berechnen und  

3) die Werbungskosten mit den in Punkt 1 genannten Beträgen anzusetzen, einerseits bei den in 

Österreich zu besteuernden Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, andererseits bei den 

Progressionseinkünften.  

Abschließend möchten wir gemäß § 274 Abs. 1 BAO eine mündliche Verhandlung über die 

Beschwerde beantragen und gemäß § 262 Abs. 2 lit a) BAO beantragen, dass die Erlassung 

einer Beschwerdevorentscheidung zu unterbleiben hat.“ 

Der Antrag auf Abhaltung einer mündlichen Beschwerdeverhandlung wurde mit Schreiben des 

steuerlichen Vertreters vom 18.1.2021 zurückgenommen. 

II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

1. Sachverhalt  

Der Beschwerdeführer, welcher in Österreich ansässig ist, ist für die schweizer Kantone Zug 

und Nidwalden als Richter tätig. Der Großteil dieser Tätigkeit wird in Österreich ausgeübt, 

lediglich in geringem Ausmaße erfolgt eine Ausübung in der Schweiz. Die Schweiz besteuert 

nur den Entgeltsteil der Tätigkeit, welcher in diesem Staate ausgeübt wurde. Eine 

entsprechende UFS-Entscheidung (Berufung gegen Nichtanerkennung von sonstigen Bezügen) 

- auch - in puncto Ansässigkeit und Ausspruch der Besteuerungsberechtigung Österreichs im 

Anrechnungsverfahren liegt für ein Vorjahr (gesehen zum Beschwerdezeitraum) vor. Im 

Rahmen der Beschwerde wurde nunmehr vorgebracht und nachgewiesen, dass nunmehr die 

sonstigen Bezüge (für gewisse Jahre) nicht mit, sondern extra neben den laufenden Bezügen 
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bezahlt werden, sodass diese nicht wie ein laufender Bezug zu behandeln wären. Weiters sei 

nur der Entgeltsteil der österreichischen Besteuerung (mit Anrechnungsverfahren) zu 

unterwerfen, welcher auf die in der Schweiz ausgeübten Tätigkeit entfalle. Hinsichtlich der in 

Österreich ausgeübten Tätigkeit stehe diesem überhaupt kein Besteuerungsrecht zu. Die 

Finanzbehörde gab der Beschwerde in puncto sonstige Bezüge statt, das Begehren der 

Nichtbesteuerung des Entgeltes, welches auf die in Österreich ausgeübte Tätigkeit entfiel 

wurde abgewiesen. Aufgrund der einlangenden schweizer Kontrollmitteilungen infolge des 

Abkommens zwischen der Schweiz und Österreich über Zusammenarbeit in den Bereichen 

Steuern und Finanzmarkt wurden Erläuterungen und Aufstellungen seitens des 

Beschwerdeführers übermittelt, wobei ausgeführt wurde, dass in den Jahreserklärungen die 

Zinserträge immer um Bankspesen und schweizer Quellensteuer gekürzt wurden. Im Rahmen 

der Beschwerdevorentscheidungen wurden die Zinserträge ungekürzt (lt. den 

betragsmäßigen Darstellungen) angesetzt, wobei hier jedoch irrtümlich keine Umrechnung 

auf Euro erfolgte. 

Für diese Sachverhaltsfeststellungen stützt sich das BFG auf die seitens des Finanzamtes 

übermittelten Aktenteile. 

2. Rechtliche Beurteilung 

2.1. Zu Spruchpunkt I. (Abänderung) 

Grundsätzlich wird, um Wiederholungen zu vermeiden, auf die zutreffende und ausführliche 

Begründung des Finanzamtes in der Bescheidbegründung des angefochtenen Bescheids 

hingewiesen. Diese Begründung ist ausdrücklich auch Begründungsteil dieses Erkenntnisses. 

Weiters wird auf die Entscheidung des Unabhängigen Finanzsenats UFS RV/0016-K/08 

betreffend die Berufung des Bf. für das Jahr 2005 hingewiesen. 

Strittig ist im gegenständlichen Fall im Wesentlichen einerseits die Reduzierung der 

Werbungskosten durch das Finanzamt und andererseits das Besteuerungsrecht Österreichs 

hinsichtlich der in Österreich ausgeübten Tätigkeit des Bf. bzw. welche Methode bei der 

Steuerberechnung zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung für in der Schweiz bezogene 

nichtselbständige Einkünfte anzuwenden ist, die auf die Tätigkeit des Bf. in der Schweiz 

entfallen. 

a) Besteuerungsgrundlagen - Ansässigkeitsstaat  

Verfügt ein Abgabepflichtiger wie im vorliegenden Fall in beiden Abkommensstaaten 

(Österreich und Schweiz) über Wohnsitze, ist die Beurteilung, wo er seinen Mittelpunkt der 

Lebensinteressen hat, darauf abzustellen, zu welchem Wohnort die stärksten persönlichen und 

wirtschaftlichen Beziehungen bestehen, welche anhand objektiv feststellbarer Umstände zu 

beurteilen sind.  
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Eigenen Angaben zufolge liegt der Familienwohnsitz am Ort des gemeinsam mit der Ehegattin 

errichteten Einfamilienhauses, also in Österreich (siehe die diesbezüglichen Ausführungen über 

die Begründung seines Erstwohnsitzes im schönen Weinviertel), an welchem er auch zeitlich 

überwiegend seiner beruflichen Tätigkeit nachgeht (vgl. Ausführungen Arbeitszimmer). Da 

demzufolge zu diesem Wohnort die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen 

bestehen, liegt der Mittelpunkt der Lebensinteressen in Österreich, sodass 

streitgegenständlich Österreich als Ansässigkeitsstaat im Sinne des 

Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) Österreich -Schweiz zu betrachten ist.  

Die in der Schweiz erzielten Einkünfte sind auf Grundlage der Vorschriften des österreichischen 

EStG 1988 zu ermitteln, für welche zur Vermeidung einer - eventuellen – Doppelbesteuerung 

das im Streitjahr geltende Doppelbesteuerungsabkommen Österreich - Schweiz Anwendung zu 

finden hat.  

b) Besteuerungsrecht der öffentlichen Bezüge aus der Schweiz:  

§ 1 Abs. 2 EStG 1988 regelt, dass unbeschränkt steuerpflichtig jene Personen sind, die im 

Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die unbeschränkte 

Steuerpflicht erstreckt sich auf alle in- und ausländischen Einkünfte. 

Österreich erstreckt somit seinen Besteuerungsanspruch auf das gesamte Welteinkommen von 

in Österreich unbeschränkt steuerpflichtigen Personen. Das grundsätzliche Besteuerungsrecht 

an den Einkünften aus unselbständiger Arbeit wird demnach dem Ansässigkeitsstaat des 

Arbeitnehmers zugewiesen. In einem weiteren Schritt ist zu klären, welchem Staat, Österreich 

oder der Schweiz, das Besteuerungsrecht über die Schweizer Einkünfte zusteht. Diese Frage ist 

nach dem oben genannten Doppelbesteuerungsabkommen zwischen der Republik Österreich 

und der Schweizer Eidgenossenschaft (in der Folge: DBA-Schweiz) zu beurteilen. 

Für die Beurteilung der gegenständlichen Rechtsfrage sind die Art. 15 und 23 des Abkommens 

zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und Vermögen, BGBl. 

Nr. 64/1975 i.d.F. der Abkommensrevision BGBl. III Nr. 22/2007 (in Kraft getreten am 2. 

Februar 2007) heranzuziehen. 

Art. 15 des DBA Österreich - Schweiz bestimmt auszugsweise:  

Z 1 Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, 

die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in 

diesem Staat besteuert werden, es sei denn, dass die Arbeit in dem anderen Vertragsstaat 

ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen in 

dem anderen Staat besteuert werden.  
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Entsprechend Art. 18 (Bezüge aus öffentlichen Kassen) dürfen Vergütungen, einschließlich 

Ruhegehälter, die ein Vertragsstaat für ihm erbrachte, gegenwärtige oder frühere 

Dienstleistungen oder Arbeitsleistungen auszahlt, in diesem Staat besteuert werden. Dies gilt 

auch dann, wenn solche Vergütungen von einem Land, von einem Kanton, von einer 

Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einer anderen juristischen Person des öffentlichen 

Rechtseines der beiden Vertragsstaaten gewährt wurde.  

Artikel 19 (Bezüge aus öffentlichen Kassen) normiert:  

1. Vergütungen, einschließlich der Ruhegehälter, die ein Vertragsstaat für ihm erbrachte, 

gegenwärtige oder frühere Dienstleistungen oder Arbeitsleistungen auszahlt, dürfen in diesem 

Staat besteuert werden. Dies gilt auch dann, wenn solche Vergütungen von einem Land, von 

einem Kanton, von einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einer anderen juristischen 

Person des öffentlichen Rechts eines der beiden Staaten gewährt werden.  

2. Ob eine juristische Person eine solche des öffentlichen Rechts sei, wird nach den Gesetzen 

des Staates entschieden, in dem sie errichtet ist.  

Artikel 23 (Methode zur Vermeidung der Doppelbesteuerung) bestimmt:  

Abs. 1: Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen 

und dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in dem anderen 

Vertragsstaat besteuert werden, so nimmt der erstgenannte Staat, vorbehaltlich der 

nachfolgenden Absätze, diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus; 

dieser Staat darf aber bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder das 

übrige Vermögen dieser Person den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die 

betreffenden Einkünfte oder das betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung 

ausgenommen wären.  

Abs. 2: Ungeachtet des Absatzes 1 darf Österreich Einkünfte im Sinne des Artikel 15 Absatz 1 

sowie Einkünfte im Sinne des Artikels 19 (ausgenommen Ruhegehälter), die eine in Österreich 

ansässige Person aus ihrer in der Schweiz ausgeübten Arbeit aus öffentlichen Kassen der 

Schweiz bezieht, besteuern. Bezieht eine in Österreich ansässige Person unter Artikel 10, 11, 15 

und 19 fallende Einkünfte, die nach diesem Abkommen in der Schweiz und in Österreich 

besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu 

erhebende Steuer den Betrag an, der der in der Schweiz gezahlten Steuer entspricht, der 

anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 

übersteigen, der auf die aus der Schweiz bezogenen Einkünfte entfällt.  

Das Doppelbesteuerungsabkommen Österreich - Schweiz, BGBl Nr. 64/1975, wurde mit BGBl  

III Nr. 22/2007 geändert, wobei die damals bestehende Grenzgängerregelung wegfiel und es 

bei den unselbständigen Einkünften seit 1. Jänner 2007 generell zu einem Wechsel von der 
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Befreiungs- zur Anrechnungsmethode kam. 1388 der Beilagen XXII. GP besagen zu Art. III: "Die 

Grenzgängerregelung des Artikels 15 Abs. 4 ist durch das Freizügigkeitsabkommender Schweiz 

mit der EU überholt und wird auf österreichischer Seite durch Einführung des 

Anrechnungsverfahrens für Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit ersetzt. Hierdurch ist 

sichergestellt, dass bei den in Österreich ansässigen Personen mit schweizerischem Arbeitsort 

das österreichische Besteuerungsrecht nicht mehr davon abhängt, dass die betreffenden 

Arbeitnehmer den Grenzgängerstatus besitzen". 

Bei den Einkünften des Bf. aus nichtselbständiger Arbeit handelte es sich um Einkünfte aus 

öffentlichen Kassen. Hinsichtlich der - laut eigenen Angaben - vornehmlich (zeitlich 

überwiegend) in Österreich ausgeübten Tätigkeit als außerordentlicher Richter, die als 

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit zu qualifizieren sind, steht demzufolge Österreich gem. 

Art. 15 Z 1 iZm Art 23 Abs.2 des DBA Österreich - Schweiz das Besteuerungsrecht zu. 

Eine "in einem Vertragsstaat ansässige Person" iSd des DBA-Schweiz ist gemäß Artikel 4 Abs. 1 

dieses Abkommens eine Person, die nach dem in diesem Staat geltenden Recht dort 

unbeschränkt steuerpflichtig ist". 

Vor diesem Hintergrund ist für den Beschwerdefall festzuhalten, dass Österreich als 

Ansässigkeitsstaat das Welteinkommen besteuert und bezüglich der Einkünfte des Bf. aus 

nichtselbständiger Tätigkeit, die er als Arbeitnehmer unter physischer Anwesenheit in der 

Schweiz erzielte, die in der Schweiz gezahlte Steuer anzurechnen hatte 

(Anrechnungsmethode). 

Art. 23 Abs. 2 erster Satz des Doppelbesteuerungsabkommens ist (auch nach Ansicht des 

Bundesfinanzgerichts) nicht einschränkend – also auf Einkünfte für in der Schweiz ausgeübte 

Arbeit aus öffentlichen Kassen in der Schweiz – sondern erweiternd – neben der 

Einkünftebesteuerungsberechtigung für die im Ansässigkeitsstaat ausgeübte Tätigkeit – auch 

auf diese anzusehen. In diesem Zusammenhang wird auf die detaillierten Ausführungen des 

Finanzamtes in der Beschwerdevorentscheidung verwiesen. 

Die Grundregelung eines jeden Doppelbesteuerungsabkommens betreffend Einkünfte aus 

nichtselbständiger Arbeit lautet dahingehend, dass diesbezüglich dem Ansässigkeitsstaat das 

Besteuerungsrecht zusteht. Eine Ausnahme besteht lediglich dahingehend, dass die Tätigkeit 

im anderen Staat ausgeübt wird.  

Eigene weitere Ausnahmebestimmungen (von der Grundsalzregel) bestehen für Ruhegehälter 

und für den öffentlichen Dienst. In gegenständlicher Causa wäre dies der Art. 19 Abs. 1 des 

Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen. Demnach bestünde hier jedenfalls nur das Besteuerungsrecht der Schweiz.  
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Trotz dieser Regelung sieht der Methodenartikel des Art. 23 des Abkommens in seinem 2. 

Absatz eine Ausnahme (also eine Ausnahme von der Ausnahme) vor indem er (auch) 

Österreich das volle Besteuerungsrecht betreffend diese Einkünfte gewährt. Eine diesbezüglich 

in der Schweiz entrichtete Steuer wird - betragsmäßig begrenzt laut Art. 23 Abs. 2 letzten beide 

Teilsätze angerechnet.  

Dabei geht diese „Ausnahmeregelung" soweit, dass sie auch diejenigen Einkünfte erfasst, 

welche für die im Quellenstaat ausgeübte Tätigkeit erzielt werden. Sie geht somit weiter als die 

eigentliche Grundsatzregel für Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, welche diesfalls nur ein 

Besteuerungsrecht des Tätigkeitsstaates vorsieht. Es liegt also hier eine - verschärfende - 

Erweiterung des Grundregeltatbestandes vor. Schlussfolgernd muss umso mehr ein 

Besteuerungsrecht des Ansässigkeitsstaates - im Falle der Ausübung der Tätigkeit in diesem - 

gegeben sein (dies entspricht dem Grundsatz in der Grundregel, dass grundsätzlich dem 

Ansässigkeitsstaat das Recht der Besteuerung zusteht). Art. 23 Abs. 2 erster Satz des 

Doppelbesteuerungsabkommens ist somit nicht einschränkend - also auf Einkünfte für in der 

Schweiz ausgeübte Arbeit aus öffentlichen Kassen in der Schweiz - sondern erweiternd - neben 

der Einkünftebesteuerungsberechtigung für die im Ansässigkeitsstaat ausgeübte Tätigkeit - 

auch auf diese anzusehen.  

Unbestritten ist - und wurde dies auch im Rahmen der UFS-Entscheidung, GZ. RV/0016-K/08, 

festgestellt, dass in gegenständlicher Causa Osterreich als Ansässigkeitsstaat anzusehen ist.  

Die absolute Nichtbesteuerung durch die Schweiz bzw. des betreffenden Kantons betreffend 

die Einkunftsteile, welche auf die reine Tätigkeitsausübung in Osterreich entfallen, hat im 

Schweizer und kantonalen innerstaatlichen Steuerrecht ihrer Begründung. 

Durch den Steueranspruch Österreichs auf das Welteinkommen im Sinne des § 1 Abs. 2 EStG 

(wobei der Steuertatbestand betreffend Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit in § 25 EStG 

enthalten ist) bei gleichzeitlichem - wie bereits vorangeführt - Ausschluss der Steuerbarkeit in 

der Schweiz der (von der Schweiz bzw. deren Kantonen bezahlten) Einkünfte, welche auf die in 

Österreich ausgeübte Tätigkeit entfallen, ist keine Möglichkeit einer allfälligen 

Doppelbesteuerung gegeben, sodass auch für den zugrundeliegenden Fall kein Abkommen zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung zu berücksichtigen bzw. anzuwenden ist, somit Österreich 

schon aufgrund des § 1 Abs. 2 EStG in Verbindung mit § 25 EStG das alleinige 

Besteuerungsrecht zukommt.  

Eine persönliche Zugehörigkeit im Sinne des Art. 3 Abs. 3 DBG wird in der Schweiz - durch die 

Nichtbesteuerung der Einkunftsteile, welche auf die in Österreich ausgeübte Tätigkeit entfallen 

verneint, was seine Grundlage darin hat, dass die Zeiträume zwischen den nur fallweisen 

Aufenthalten in der Schweiz nicht mehr als vorübergehende Unterbrechung angesehen 

werden. 
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Es liegt keine persönliche Zugehörigkeit im Sinne des Art. 3 DBG, sondern nur eine 

wirtschaftliche Zugehörigkeit im Sinne des Art. 5 DBG vor. Damit ergibt sich aber lediglich eine 

beschränkte Steuerpflicht (in der Schweiz) im Sinne des Art. 6 Abs. 3 DBG bezogen auf die 

Einkünfte, welche aufgrund der Tätigkeitsausübung in der Schweiz selbst erzielt werden.  

Das österreichische Besteuerungsrecht betreffend der Einkunftsteile, welche auf die in  

Österreich ausgeübte Tätigkeit entfallen, ist also sowohl bei einer Berücksichtigung des  

Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur  

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom  

Vermögen als auch bei Nichtberücksichtigung desselben - wegen Fehlens eines diesbezüglichen  

Steuertatbestandes im innerstaatlichen Schweizer Steuerrecht - eindeutig gegeben. 

Hinsichtlich der Ausführungen des steuerlichen Vertreters in der Beschwerde bezüglich des 

Besteuerungsrechts Österreichs für die in Österreich erbrachte Tätigkeit des Bf. wird auf Art. 

15 Abs. 1 DBA Schweiz verweisen.  

Nach der Zuteilungsregelung des Art. 15 Absatz 1 DBA Schweiz steht der Schweiz lediglich das 

Recht zu, jenen Einkunftsteil zu besteuern, der auf die in der Schweiz ausgeübte 

nichtselbständige Arbeit entfällt. Die vorrangige Anknüpfung des Besteuerungsrechtes an den 

Ansässigkeitsstaat ist somit bereits im Art. 15 Abs. 1 normiert. In Bezug auf die in Österreich 

erbrachte Tätigkeit ist Österreich sowohl der Ansässigkeitsstaat als auch der Tätigkeitsstaat. 

Umso mehr ist ein Besteuerungsrecht des Ansässigkeitsstaates - im Falle der Ausübung der 

Tätigkeit in diesem - gegeben (dies entspricht dem Grundsatz in der Grundregel, dass 

grundsätzlich dem Ansässigkeitsstaat das Recht der Besteuerung zusteht). Art. 23 Abs. 2 erster 

Satz des Doppelbesteuerungsabkommens ist somit nicht einschränkend - also auf Einkünfte für 

in der Schweiz ausgeübte Arbeit aus öffentlichen Kassen in der Schweiz - sondern erweiternd - 

neben der Einkünftebesteuerungsberechtigung für die im Ansässigkeitsstaat ausgeübte 

Tätigkeit - auch auf diese anzusehen.  

Unbestritten ist - und wurde dies auch im Rahmen der UFS-Entscheidung, GZ. RV/0016-K/08, 

festgestellt, dass in gegenständlicher Causa Österreich als Ansässigkeitsstaat anzusehen ist und 

diesem auch das volle Besteuerungsrecht zusteht. 

Die absolute Nichtbesteuerung durch die Schweiz bzw. des betreffenden Kantons betreffend 

die Einkunftsteile, welche auf die reine Tätigkeitsausübung in Österreich entfallen, hat im 

Schweizer und kantonalen innerstaatlichen Steuerrecht ihrer Begründung. 

Bezüglich der Anwendung der Anrechnungsmethode ist in rechtlicher Hinsicht auszuführen, 

dass das DBA Österreich - Schweiz aus dem Jahr 1974, BGBl. Nr. 64/1975 mit 

Abänderungsprotokoll vom 21.03.2006, BGBl. III Nr.22/2007, geändert und die bisherige 

Sonderregelung für Grenzgänger gestrichen wurde. Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
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wechselte Österreich ab 1.1.2007 bei den unselbständigen Einkünften von der Befreiungs- zur 

Anrechnungsmethode (vgl. UFS 25.3.2013, RV/0579-I/09). 

Daraus ergibt sich, dass Art 23 Abs. 2 DBA Schweiz für Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 

im Sinne des Art 15 Abs. 1 DBA Schweiz von in Österreich ansässigen Personen die 

Anrechnungsmethode vorsieht.  

Aus diesen Bestimmungen geht hervor, dass im gegenständlichen Beschwerdefall sämtliche 

Arbeitseinkünfte des Bf. der österreichischen Besteuerung unterliegen (vgl. hiezu auch Loukota 

in EAS-Nr. 3081 vom 8. September 2009: „...bleibt er weiterhin in Österreich ansässig, dann 

unterliegen sämtliche Arbeitseinkünfte der österreichischen Besteuerung, weil hierfür gemäß 

Artikel 23 Abs. 2 DBA-Schweiz (idF der Abkommensrevision BGBl.III Nr. 22/2007) das 

Steueranrechnungsverfahren eingeführt worden ist. Arbeitseinkünfte für auf schweizerischem 

Staatsgebiet erbrachte berufliche Arbeitsleistungen sind daher seit der Abkommensrevision in 

Österreich nicht mehr von der Besteuerung freizustellen…“) bzw. seit der Abkommensrevision 

(vgl. BGBl. III Nr. 22/2007) Arbeitseinkünfte für das schweizerische Staatsgebiet erbrachte 

berufliche Arbeitsleistungen in Österreich nicht mehr von der Besteuerung freigestellt sind. 

Art. 23 Abs. 2 DBA-Schweiz i.d.g.F. hat hiefür das Steueranrechnungsverfahren eingeführt, bei 

dem die in der Schweiz gezahlte Steuer auf die vom Einkommen dieser Person insgesamt zu 

erhebende Steuer anzurechnen ist.  

Vom Finanzamt wurden daher zu Recht die vom Bf. im Jahre 2013 in der Schweiz bezogenen 

Einkünfte dem Gesamtbetrag seiner Einkünfte zugerechnet und die von ihm in der Schweiz 

bezahlte Steuer auf die österreichische Einkommensteuer angerechnet. 

Angesichts dieser Ausführungen war die Beschwerde in diesem Punkt als unbegründet 

abzuweisen (vgl. auch BFG 30.4.2015, RV/7100896/2014; UFS 12.4.2010, RV/0301-K/09,  

BFG 22.09.2015, RV/2100421/2013, BFG 30.04.2015, RV/7100896/2014, BFG 20.07.2015, 

RV/7102092/2014, BFG 17.05.2016, RV/7100989/2012). 

c) Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit:  

Voran zu stellen ist, dass die Qualifizierung der Einkünfte des Bf. aus seiner Tätigkeit für die 

Schweizer Justiz auf Basis des Anstellungsvertrages als solche als Einkünfte aus 

nichtselbständiger Arbeit im Sinn des EStG 1988 unstrittig ist (Vorliegen von überwiegenden 

Merkmalen eines Dienstverhältnisses: Angestelltenvertrag, ein Arbeitgeber, stundenweise 

Abrechnung, Zielvorgabe…).  

In Entsprechung des Beschwerdebegehrens betreffend das Veranlagungsjahr 2012 werden die 

gesamten Einkünfte, welche von den schweizer Kantonen tatsächlich der Besteuerung 

unterworfen wurden, als Bemessungsgrundlage (abzüglich Sozialversicherungsbeiträge) im 

Rahmen des Anrechnungsverfahrens herangezogen und es wird die gesamte, in der Schweiz 
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einbehaltene Steuer angerechnet (jedoch nur in dem Ausmaß in der nach österreichischem 

Recht Steuer dafür anfallen würde). Gleichzeitig wird jedoch der Werbungskostenanteil 

(2.109,52 € der gesamten Werbungskosten), welcher auf die in der Schweiz zu besteuernden 

Einkünfte entfällt, bei der Einkommensteuerermittlung nicht berücksichtigt, da dieser ja im 

Rahmen der Ermittlung der in der Schweiz zu besteuernden Einkünfte und der daraus sich 

ergebenden schweizer Steuer zu berücksichtigen gewesen wäre und hier als 

Minderungsposten auch zu einer geringeren Steuer geführt hätte. 

Im Übrigen wird bezüglich der Steuerberechnung (nochmals) auf die ausführliche und richtige 

Bescheidbegründung des angefochtenen Bescheides verwiesen. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

2.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision) 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Die im Beschwerdefall zu lösende Rechtsfrage der anzuwendenden Besteuerungsmethode 

ergibt sich eindeutig aus dem Gesetz (DBA-Schweiz) und in den übrigen Beschwerdepunkten 

wird der diesbezüglichen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes gefolgt, sodass eine 

Revision nach Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig ist. 

 

 

Wien, am 1. Februar 2021 
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